
Sehr geehrte Damen und Herren,

Steuerzahler sollten sich nicht darauf verlassen, dass ihnen das Finanzamt
vor Jahren die Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung erlassen
hat. Wenn sich Gesetze oder Einkommensverhältnisse gravierend ändern,
dann muss ggf. wieder eine Einkommensteuererklärung abgegeben werden.

Betriebsinhaber, die nur einen Auftraggeber haben und für ihre regelmäßigen
Fahrten einen Pkw nutzen, werden durch eine Entscheidung des Bundes-
finanzhofs gegenüber anderen Steuerzahlern benachteiligt. Es bleibt abzu-
warten, ob die Finanzverwaltung das auch so sieht.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

Zinsanteile in Kaufpreisraten
bei Gru ndstü cksverkäufen
Wird die Kaufpreisforderung aus einem
Grundstücksverkauf für mehr als ein

Jahr gestundet, enthalten die zwischen
Besitzübergang und Fälligkeit des Kauf-

preises zu zahlenden Raten einen Zlns-

anteil.

Ein Mann verkaufte im September
2005 sein Wohngrundstück. Der Nut-
zen- und Lastenwechsel eriolgte zum

1. April 2006. Die Käufer zahlten auf
den Kauf preis ab diesem Datum Teil-

beträge von monatlich mindestens
2.000 €. Der gesamte restliche Kauf-
preis war am 31. März 2011 fällig.
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Kapitalertragsteuer, Solidaritätszr-rschlag

28.04.2015 27.05.2015

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer
sowie der darauf enlfallende Solidaritätszusdrlag
zeilUleidr nrit einer erfolgten Gewinnausschüt-
tung an den Anteilseigner an das zuständige
Finanuamt abzuführen.

1 Für den abgelaufenen Monat, b€i Vierteliahreszahlern
für das abgelaufene Kalonderyi€rteliahr

2 Für den abgelaulenen Monat.
3 Für den abgelaufenen Monat, bei OauerfrisNerlän96rung

lür den vorletzten Monat; b€i Vierteliahr6zahl€rn {ohne
Dauerfristverlängerung) für das vorangegan gene
Kälsnderyiert€ljahr.

4 Für den abgelaufenen Monat. bei Dauerfristverlängerung
,ü( dm vorl€tzt€n Monat, bei ViertelFhreszahlern (mit
Oauerfristvedängerung) lür das vorangegangene
Kalenderviert€liahr.

5 Umsalzste@ryoranmeldungen und Lohnsteueranmel'
dungen mü$en grundsät2lich bis zum 10. des dem An
meldungszeitraum folgend€n Monats (auf €lektronischem
Weg) abgegeben werd€n. Fällt der 10. auf einen Samstag,
Sonntag oder F€iertag, ist der närhsteWerhag der Slich-
tag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu dreiTagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Übemeisung
mus so frühzsitig erfolgen, dass dieWertstellung auf
dem Konto des Finanzamts amTag dsr Fälligkeit €rfolgl

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die
Zahlung e.st drsiTag€ nach Eingang d€s Schecks beim
finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen €in€
Einzugsermächtigung e.leilt werden,

7 Di€ Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsb€iträge
sind einheitlidl auf d6n drittletrten Bankarbeitstag des
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumnis'
rusdrläge ru vermeiden, empliehlt sidr das Lastschrift-
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher
Abgaber8rmin für die Beitragsna{trweis6. Dies€ müss€n
dann bis spätetens mei Arbeitstage vor Fälligkeit {d. h.
an 24.04.t25.6.2015) an die is€ilig€ Einzugsstelle über
ftinelt werden. Regional6 Bmnderheiten bzgr. der Fällig
keiten sind ggf. zu beac+rten.Wird die Lohnbuchführung
durdr enern Beauflragte erledigt, sollt€n die Lohn- und
Gehaltsdaten etwa 10Ta9e vor dem Fälligkeitstermin an
den Beauftragten überminelt rerden. Oies gilt insbeson
dere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen
Tag nach Feiertagen fällt.
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Zinszahlungen wurden weder verein-
bart, noch ausgeschlossen. Das Finanz-

amt meinte, die in einem Jahr gezahl-

ten Raten von 24.000 € enthielten
einen Zinsanteil von 4.344 e und be-
steuerte diesen als Einkünfte aus Ka-
pitalvermögen.

Der Bundesfinanzhof bestätigte
das Finanzamt. Jede Kapitalforderung,
die über eine längere Zeit als ein Jahr
gestundet ist, enthält einen Zinsanteil.
Bei wirtschaftlicher Betrachtungswei-
se ist in Fällen langfristig gestundeter
Zahlungsansprüche davon auszugehen,

dass der Schuldner bei alsbaldiger Zah-
lung weniger hätte zahlen müssen als

bei späterer Zahlung, sodass der erst
später gezahlte Betrag einen Zinsanteil
enthält. Außerdem seien die monat-
lich zu zahlenden Teilbeträge auch ein
Entgelt für die vorzeitige Besitzüberlas-

sung vor der Kaufpreisfälligkeit gewe-
sen.

Bei der Berechnung des Zinsanteils
ging das Finanzamt von dem im Bewer-
tungsgesetz festgelegten Zinssatz von

5,5 7o aus, obwohl der marktübliche
Zins nachweislich geringer war. Auch

daran hielt der Bundesfinanzhof fest.

Balkon-Raucher müssen auf
Nachbarn Rücksicht nehmen
Raucher können verpflichtet werden,
nur zu bestimmten Zeiten auf dem Bal-

kon zu rauchen. Diese Einschränkung
ist bei einer wesentlichen Geruchsbe-
lästigung möglich, hat der Bundesge-
richtshof entsch ieden.

Zu entscheiden hatte das Gericht
einen Streit zwischen Mietern, die in

über- bzw. untereinander gelegenen
Wohnungen eines Mehrfamilienhau-
ses wohnten. Die Nichtraucher fühlten
sich vom heraufziehenden Geruch ge-

stört und befürchteten Gesundheits-
schäden durch das Passivrauchen. Sie

verlangten, dass den Nachbarn das
Rauchen zu festgelegten Zeiten auf
dem Balkon untersagt wurde.

Nach Auffassung der Richter kön-
nen nichtrauchende Nachbarn grund-
sätzlich einen Unterlassungsanspruch
gegenüber dem rauchenden Nachbarn
haben. Dieser Abwehranspruch be-
steht aber nur dann, wenn die mit dem

Tabakrauch verbundenen Beeinträchti-
gungen objektiv als wesentliche Beein-
trächtigung zu werten sind. Bei unwe-
sentlichen Gesundheitsbelästigungen
kommen Abwehransprüche nur in Be-
tracht, wenn Gesundheitsgefahren für
die nichtrauchenden Nachbarn drohen.
Aber auch bei einer wesentlichen Be-
einträchtigung der Nachbarn kann das
Rauchen nicht uneingeschränkt verbo-
ten werden. Nach dem Gebot der ge-
genseitigen Rücksichtnahme müsse
eine Regelung nach Zeitabschnitten
gefunden werden. Folglich müssten
für den Nichtraucher Zeiten gef unden
werden, in denen er seinen Balkon
unbeeinträchtigt nutzen kann. lm Ge-
genzug müsste es iür den rauchenden

Nachbarn Zeiten geben, in denen er auf
dem Balkon rauchen darf. Das Gericht
verwies den Rechtsstreit an die Vor-
instanz zur weiteren Sachaufklärung
zurück, die nun unter Beachtung der
höchstrichterlichen Rechtsauffassung
neu zu entscheiden hat.

Sittenwidrige Lohnvereinbarung
mit,,Hartz-lV"-Empfängem
Folgender Fall ereignete sich vor lnkraft-
treten des Mindestlohngesetzes: Ein

Rechtsanwalt beschäftigte zwei Emp-
fänger von Sozialleistungen mit Büro-
hilfstätigkeiten in seiner Kanzlei und
zahlte ihnen Stundenlöhne von 1,53 €
bzw. 1,64 €. Dies war sittenwidrig, wie
jetzt das Landesarbeitsgericht Berlin
Brandenburg entschied. Es verurteilte
den Rechtsanwalt, dem Jobcenter, wel-

ches den zwei Bürokräften ihre Löhne

mit,, Hartz-lV"-Mitteln aufgestockt hat-

te, die aufgestockten Beträge, insge-
samt rund 3.400 €, zu erstatten.

Die Vereinbarung eines Stunden-
lohns von weniger als zwei Euro sei re-

gelmäßig sittenwidrig und damit rechts-

unwirksam, wenn dieVergütung mehr
als 50 % hinter der üblichen Vergütung
zurückbleibe. Es liege dann ein beson-
ders grobes Missverhältnis zwischen
der Leistung des Arbeitnehmers und

der Gegenleistung des Arbeitgebers
vor, das den Schluss auf eine verwerf-
liche Gesinnung des Arbeitgebers er-

laube. Die Arbeitsleistungen der Büro-
hilfskräfte seien im vorliegenden Fall für
den Rechtsanwalt von wirtschaftlichem
Wert gewesen; sie hätten ansonsten
von ihm selbst oder seinen fest ange-

stellten Mitarbeitern ausgeführt wer-
den müssen. Es entlaste den Rechtsan-
walt nicht, dass er den Bürohilfskräften
eine Hinzuverdienstmöglichkeit habe

einräumen wollen, denn dies berechti-
ge ihn nicht, Arbeitsleistungen in einem

Umfang abzufordern, der zu einem so
geringen Stundenlohn f ühre.

Kein Verfall des gesetzlichen
Mi ndesturlaubsanspruchs wegen
Krankheit am Jahresende
Wenn in einemTarifvertrag geregelt ist,

dass der nicht gewährte Urlaub auf das
nächste Jahr nur übertragen werden
kann, wenn die Gewährung aus außer-
gewöhnlichen betrieblichen Gründen
bis zum Ablauf des alten Urlaubsjahres
nicht möglich war, so ist dies insofern
unwirksam, als dadurch der gesetz-
liche Urlaubsanspruch von 24 Werk-
tagen trotz der Unmöglichkeit der ln-

anspruchnahme wegen Krankheit am
Jahresende zum Erlöschen gebracht
werden soll. Dies hat das Bundesar-
beitsgericht entschieden.

Eine Bäckereifachverkäuferin hatte
nach dem betreffenden Manteltarif-
vertrag im Jahre 2010 einen Urlaubsan-

spruch von 2TWerktagen. Davon nahm

sie 16 Tage in Anspruch. Zum Jahres-
ende erkrankte sie und hatte deshalb
keine Gelegenheit, im Urlaubsjahr wei-
teren Urlaub zu nehmen. Betriebliche
Gründe standen der Urlaubsgewäh-
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rung nicht entgegen. Die Verkäuferin
verlangte, dass 11 Resturlaubstage in

das Jahr 2011 übertragen würden. Das

Arbeitsgericht und das Landesarbeits-
gericht wiesen die Klage unter Hinweis
auf den Manteltarifvertrag ab, erst vor
dem Bundesarbeitsgericht erhielt die
Verkäuferin überwiegend Recht.

Zwar wurden ihr nicht die 11 Werk-
tage gutgeschrieben, die sich nach

dem Manteltarifvertrag errechneten,
wohl aber die acht Werktage, die ihr als

weiterer gesetzlicher Mindesturlaub f ür

das Jahr 2010 zustanden. lnsoweit ver-

stoße die tarifvertragliche Ausschluss-
klausel nämlich gegen gesetzliche Vor-

schriften.

Bagatellgrenze für die Nicht-
anwendung der Abfärberegelung
Nach ständiger Rechtsprechung des
Bundesfinanzhofs entfaltet eine Perso
nengesellschaft nur dann eine Tätigkeit,

die die Ausübung eines freien Berufs
im Sinne des Einkommensteuerge-
setzes darstellt, wenn sämtliche Ge-

sellschafter die Merkmale eines freien
Berufs erfüllen. Die Voraussetzungen
der Freiberuflichkeit können nicht von

der Personengesellschaft selbst, son-
dern nur von natürlichen Personen er-

füllt werden. Das Handeln der Gesell-

schafter in ihrer gesamthänderischen

Verbundenheit und damit das Handeln

der Gesellschaft darf kein Element einer

nicht f reiberuflictren Tätigkeit enthalten.

Der Bundesfinanzhof hat entschie-
den, dass die Einkünfte einer GbR, die

hauptsächlich Ernkünfte aus selbstän-
diger Arbeit erzielt und daneben in
geringem Umfang eine gewerbliche
Tätigkeit ausübt, dann nicht insgesamt
zu gewerblichen Einkünften umquali-
fiziert werden (sog. Abfärbewirkung),
wenn die gewerblichen Umsätze eine

Bagatellgrenze in Höhe von 3 7o der
Gesamtnettoumsätze und zusätzlich

den Betrag von 24.500 € im Veranla-
gungszeitraum nicht übersteigen. lm

Streitfall waren die Gesellschafter der

GbB als Rechtsanwälte und lnsolvenz-

verwalter tätig.

ln ernem weiteren Fall hatte eine
Ka rnevalsg ru ppe Merchand isingartikel
in Höhe von 5.000 € verkautt. Auch in

dem Fall überstiegen die Umsätze aus
gewerblicher Tätigkeit nicht die neu

festgesetzten Grenzen.

Fahrten zwischen Wohnung
und Betriebsstätte
bei den Gewinneinkünften
Auch regelmäßige Fahrten eines
Betriebsinhabers zwischen seinem
häuslichen Büro und dem Sitz sel-
nes einzigen Auftraggebers stel-
len Fahrten zwischen Wohnung
und Betriebsstätte dar. ln solchen
Fällen werden die Fahrtkosten im
Rahmen der Entfernungspauschale
berücksichtigt. Auf die Höhe der
tatsächlichen Fahrtkosten kommt
es nicht an.

Bei einem im Wege eines
Dienstvertrags tätigen Unterneh-
mer, der nicht über eine eigene Be-

triebsstätte verfügt, ist der Ort als
Betriebsstäüe anzusehen, an dem
er die geschuldete Leistung zu er-

bringen hat. Dies wird in der Begel

der Betrieb des Auftraggebers sein.
Für Betriebsinhabel die nur ei-

nen ,Auftraggeber haben und für
ihre regelmäßigen Fahrten einen
Pkw nutzen, bedeutet die Entschei-

dung für die Zeit bis einschließlich
2013 eine Einschränkung der Ab-
zugsmöglichkeiten im Vergleich zu

Arbeitnehmern, weil die tatsächli-
chen Pkw-Kosten die Entfernungs-
pauschale übersteigen.
(Ouelle: Urteil des Bundesfinanz-
hofs)

Keine Verlängerung
des Zeitraums ,,kurze Zeit"
bei Zahlurrg der Umsatzsteuer
Ausgaben sind für das Kalenderjahr ab-

zusetzen, in dem sie geleistet worden
slnd Regelmäßig wiederkehrende Aus-

gaben, dre bei dem Steuerzahler kurze

Zert (1OTage) vor Beginn oder kurze Zeit

nach Beendlgung des Kalenderiahres

argefal en sind, zu dem sie wirtschaft-
lich gehören, gelten a s in d esem Ka-

lenderjahr abgef lossen.

Ein Freiberufler war der Ansicht,
dass eine am 11.01.2010 gezahlte
Umsatzsteuervorauszahlung f ür das
4. Ouartal 2009 als Betriebsausgabe
bei den Einkünften aus selbständiger
Arbeit für das Jahr 2009 zu berücksich-

tigen war. Das Finanzamt erkannte
einen Betriebsausgabenabzug nicht
an, da die Umsatzsteuervorauszahlung
erst im Jahr 2010 abgeflossen sei.

Der Bundesfinanzhof hat klar ge-

stellt, dass eine Verlängerung des
Zehn-Tage-Zeitraums nicht in Frage

kommt. Fällt die Zahlungsfrist f ür die
Umsatzsteuer au{ einen Samstag,
Sonntag oder Feiertag, so verlängert
sie sich bis zum nächsten Werktag.
Wenn dieser dann außerhalb des Zehn-

Tage-Zeitraums liegt, ist die Begelung
für wiederkehrende Einnahmen oder
Ausgaben nicht anzuwenden.

Hinweis
Wenn die Umsatzsteuervorauszah-
lung noch bei der Gewinnermittlung
des abgelaufenen Veranlagungs-
zeitraums berücksichtigt werden,
muss die letzte Umsatzsteuervor-
anmeldung eines Veranlagungs-
zeitraums ggf. noch vor Ablauf der
Abgabef rist übertragen werden.
lm entschiedenen Fall hätte die
Übertragung der Voranmeldung am

08.01.201 0 erfolgen müssen.

Durch Wechsel im Gesellschafter'
bestand ausgelöste Grunderwerb-
steuer stellt keine Anschaffungs'
nebenkosten der erworbenen
Kommanditanteile oder des
vorhanden en Grundbesitzes
der Objekgesellschaft dar
Ein Finanzamt vertrat die Auffassung,
dass die durch den Wechsel im Gesell-

schafterbestand ausgelöste Grunder-
werbsteuer als Anschaff ungskosten im

Bahmen der AfA zu berücksichtigen sei.

Dem widersprach der Bundesf i-
nanzhof. Gegenstand der Besteuerung
nach dem Grunderwerbsteuergesetz
ist nicht die geänderte Sachherrschaft
in der Person des einzelnen Neuge-

sellschafters oder auch mehrerer. Auf

der Ebene der Gesellschaft als grund-
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besitzende Gesamthand liegt daher
ertragsteuerlich keine,,Anschaffung"
des Bürogebäudes vor: Der Grundbe-
sitz befindet sich nach dem Wechsel
im Gesellschafterbestand unverändert
im zivilrechtlichen und wirtschaftlichen
Eigentum der Gesellschafter.

Vorsteuerabzu g bei Totalverlust
der Rechnungen
Ein Unternehmer kann sein Recht auf
Vorsteuerabzug erst dann ausüben,
wenn er im Besitz einer ordnungsge-
mäßen Rechnung ist. Er trägt die Dar-

legungs- und Feststellungslast, muss
bei Verlust der Rechnung also nach-
weisen, dass er Leistungen von einem
Unternehmer für sein Unternehmen
bezogen hat und eine ordnungsgemä-
ße Rechnung in Besitz hatte. Dafür ste.
hen ihm alle nach der Finanzgerichts-
ordnung verfahrensrechtlich zulässigen

Beweismittel offen (2. B. Kopien oder
Zeugen). Ein Beweisantrag auf Verneh-

mung von Zeugen ist nur dann hinrei-

chend substantiiert, wenn er sich auf
das Vorliegen einer Originalrechnung
für eine konkret bezeichnete Eingangs-

leistung bezieht.
(Ouelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Umsätze aus stundenweiser
Vermietung von Hotelzimmem
unterliegen nicht dem ermäßigten
Umsatzsteuersatz
Die Umsätze aus der Vermietung von

Wohn- und Schlafräumen sind mit dem
ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %
zu versteuern. Wohn- und Schlafräume

sind Räumlichkeiten, die so eingerich-
tet sind, dass man darin wohnen kann.

Dazu gehören u. a. Räumlichkeiten des

Hotelgewerbes. Die Räume müssen

zur kurzf ristigen Beherbergung von
Fremden bereitgehalten werden. Das

ist der Fall, wenn der Beherbergungs-
unternehmer die Absicht hat, die Räu-

me nicht auf Dauer und damit nicht {Ür

einen dauernden Aufenthalt zur VerfÜ-

gung zu stellen.
Das Finanzgericht Hamburg ent-

schied, dass die stundenweise Über-

lassung von Hotelzimmern nicht dem
ermäßigten U msatzsteuersatz unter-
liegt. Entsprechende Umsätze sind
danach mit dem Steuersatz von 19 %
zu versteuern. Für die Anwendung des
ermäßigten Steuersatzes verlangt das
Finanzgericht, dass dem Gast die Nut-
zungsmöglichkeit für mindestens eine
Übernachtung eingeräumt wird.

Der Bundesfinanzhof muss absdrlie
ßend entscheiden.

Kein Vertrauensschutz aul frühere
Befreiung von der Pflicht zur
Abgabe von Einkom mensteuer-
erklärungen seit lnkrafttreten des
Altersein kü nft eg esetzes
Steuerzahler hatten im Jahr 2001 mit-
tels Einkommensteuerbescheid die
Nachricht erhalten: ,,Die Pflicht zur Ab-
gabe einer Einkommensteuererklärung
entfällt ab dem Veranlagungslahr 2001 ,

soweit sich I hre Einkommensverhält-
nisse nicht gravierend ändern." Die

Rentner lehnten die Aufforderung, für
201 0 eine Einkommensteuererklärung
abzugeben ab, sodass das Finanzamt

schätzte.
Letztlich entschied der Bundesf i-

nanzhof, dass in dem entschiedenen
Fall spätestens ab lnkrafttreten des
Alterseinkünftegesetzes kein Vertrau-
ensschutz auf frühere Befreiung von

der fflicht zur Abgabe der Steuererklä-

rungen mehr bestand. Durch das Alter-

seinkünftegesetz war die Besteuerung

der Renten zum 01.01.2005 neu geord-

net worden.

Aufwendungen für eine Dichtheits-
prüfung als Handwerkerleistung
Der nachfolgende Fall zeigt, wie klein-

lich die Finanzverwaltung sich in vielen

Fällen zeigt: Ein Finanzamt hatte den

Abzug der Kosten von 357 € für eine

Dichtheitsprüfung der pr'ivaten Abwas-
serleitung als steuerermäßigende Hand-

werkerleistung mit der Begründung

abgelehnt, die D-ichtheitsprüfung sei

wie eine vom TUV durchzuf ührende
Sicherheitsprüfung im Gegensatz zur

Wartung der Anlage mit einer Gutach-

tertätigkeit vergleichbar und daher nicht

begünstigt.
Der Bundesfinanzhof hat entschie-

den, dass die Dichtheitsprüfung der
Abwasserleitung der Überprüfung der
Funktionsfähigkeit einer Hausanlage
gedient hat und somit als vorbeugen-
de Erhaltungsmaßnahme zu beurteilen

ist. Die regelmäßige Überprüf ung von

Geräten und Anlagen auf deren Funk-

tionsfähigkeit sichert die nachhaltige
Nutzbarkeit, dient der Vorbeugung von

Schäden und gehört damit zu den ln-

standhaltungen.
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